
ECLI:DE:BGH:2021:211221B3STR344.21.0 

 
 

BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

3 StR 344/21 
 

vom 

21. Dezember 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

 

 

wegen gefährlicher Körperverletzung u.a. 
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Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 21. Dezember 2021 ge-

mäß § 154 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, § 349 Abs. 2 und 4, § 354 Abs. 1 analog StPO 

einstimmig beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des 

Landgerichts Osnabrück vom 4. Mai 2021 wird 

a) das Verfahren eingestellt, soweit der Angeklagte im 

Fall II. 1 der Urteilsgründe - wegen Diebstahls - verurteilt 

worden ist; im Umfang der Einstellung fallen die Kosten 

des Verfahrens und die notwendigen Auslagen des An-

geklagten der Staatskasse zur Last, 

b) das vorgenannte Urteil geändert 

aa) im Schuldspruch dahin, dass der Angeklagte der ge-

fährlichen Körperverletzung in Tateinheit mit Dieb-

stahl und des Diebstahls in drei Fällen schuldig ist, 

bb) im Ausspruch über die Einziehung des Wertes von 

Taterträgen dahin, dass die Einziehung eines Geld-

betrages von 325 € angeordnet wird. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen. 

3. Der Beschwerdeführer hat die verbleibenden Kosten des 

Rechtsmittels zu tragen. 
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Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen gefährlicher Körperverlet-

zung in Tateinheit mit Diebstahl sowie wegen Diebstahls in vier Fällen zu einer 

Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und sechs Monaten verurteilt. Zudem hat 

es die Einziehung des Wertes von Taterträgen in Höhe von 387,45 € und die 

Einziehung einer sichergestellten Jacke angeordnet. Der Angeklagte rügt mit  

seiner Revision die Verletzung materiellen Rechts. Das Rechtsmittel hat den aus 

der Beschlussformel ersichtlichen Teilerfolg. Im Übrigen ist es unbegründet 

(§ 349 Abs. 2 StPO). 

1. Der Senat stellt das Verfahren auf Antrag des Generalbundesanwalts 

gemäß § 154 Abs. 2 StPO aus prozessökonomischen Gründen ein, soweit der 

Angeklagte im Fall II. 1 der Urteilsgründe wegen Diebstahls verurteilt worden ist. 

2. Der Wegfall der Tat entzieht der insofern verhängten Einzelstrafe von 

vier Monaten und der Einziehung des Wertes der betreffenden Beute von 62,45 € 

die Grundlage. Diese entfallen. Die Gesamtfreiheitsstrafe bleibt davon unberührt, 

da angesichts der übrigen Einzelstrafen von zwei Jahren und sechs Monaten so-

wie drei Mal sechs Monaten auszuschließen ist, dass das Landgericht ohne die 

fortfallende Strafe eine geringere Gesamtstrafe festgesetzt hätte. Hierbei ist ins-

besondere von Belang, dass es sich um die niedrigste Einzelstrafe handelt, die 

Strafkammer mildernd den engen zeitlichen sowie sachlichen Zusammenhang 

insbesondere der vier Diebstahlstaten berücksichtigt hat und der erschwerende 

Gesichtspunkt einer einschlägigen, zeitnahen Vorverurteilung unabhängig von 

der einzelnen Tat zutrifft. 
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3. Im verbleibenden Umfang hat die Nachprüfung des Urteils aufgrund der 

Revisionsrechtfertigung keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten er-

bracht. 

Schäfer Wimmer Paul 

 Anstötz Voigt 

Vorinstanz: 

Landgericht Osnabrück, 04.05.2021 - 10 KLs / 530 Js 51017/20 - 31/20 
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